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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke und der Gruppe der PDS 
— Drucksache 13/7411 — 


Paul Latusseks Mitgliedschaft im Beirat für Vertriebenen-, Flüchtlings- 
und Spätaussiedlerfragen beim Bundesministerium des Innern 


Nach Angaben des ARD-Magazins Report vom 17. März 1997 geht der 
Präsident des Bundes der Vertriebenen (BdV), Dr. Fritz Wittmann, ent- 
sprechend einem Schreiben vom 28. Februar 1997 davon aus, daß sein 
Stellvertreter Paul Latussek Kontakte zu rechtsextremistischen Organi- 
sationen unterhält. Hintergrund der Kritik des BdV-Präsidenten an sei- 
nem Stellvertreter war eine Veranstaltung der im Verfassungsschutzbe- 
richt des Jahres 1995 als „rechtsextremistische Kulturvereinigung" ein- 
gestuften „Gesellschaft für freie PubUzistik" (hrsg. v. Bundesministerium 
des Innern, August 1996, S. 166), in deren Rahmen Paul Latussek refe- 
riert hatte (JW, 18. März 1997). 


1. Trifft es zu, daß Paul Latussek im Beirat für Vertriebenen-, Flücht- 
lings- und Spätaussiedlerfragen beim Bundesministerium des Innern 
vertreten ist? 


Ja. 


2. Wenn ja, welche Konsequenzen gedenkt die Bundesregierung dar- 
aus zu ziehen, daß Paul Latussek entsprechend einem Schreiben vom 
28. Februar 1997 des BdV-Präsidenten Dr. Fritz Wittmann offenbar 
über Kontakte zu rechtsextremen Kreisen verfügt? 


Die Mitglieder des Beirates für Vertriebenen-, Flüchtlings- und 
Spätaussiedlerfragen werden auf Vorschlag der in § 23 des Bun- 
desvertriebenengesetzes genannten Organisationen (vgl. Antwort 
zu Frage 3) auf die Dauer von vier Jahren berufen. Die Abberu- 
fung eines Mitgliedes während der Dauer der Amtsperiode erfolgt 
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grundsätzlich ebenfalls auf Vorschlag der betreffenden Organisa- 
tion. 


3. Aus welchen Personen setzt sich der Beirat für Vertriebenen-, 
Flüchtlings- und Spätaussiedlerfragen beim Bundesministerium des 
Innern zusammen? 


Der Beirat setzt sich zusammen aus: 

— je einem Vertreter der bei den zentralen Dienststellen der Län- 
der gebildeten Beiräte oder der zentralen Dienststellen der 
Länder, 

— sechzehn Vertretern der auf Bundesebene tätigen Organisatio- 
nen der Vertriebenen, Flüchtlinge und Spätaussiedler, 

— je einem Vertreter der Evangelischen und Katholischen Kirche, 

— je einem Vertreter der kommunalen Spitzenverbände, 

— je einem Vertreter der anerkannten Spitzenverbände der freien 
Wohlfahrtspflege sowie des Deutschen Vereins für öffentliche 
und private Fürsorge, 

— zwei Vertretern der Spitzenorganisationen der Arbeitgeber und 

— zwei Vertretern der Spitzenorganisationen der Arbeitnehmer. 


4. Welche Organisationen werden durch die Beiratsmitglieder reprä- 
sentiert? 


Durch die Beiratsmitglieder werden die folgenden Organisationen 
repräsentiert: 

— Bund der Vertriebenen, 

— Bauernverband der Vertriebenen e.V, 

— Heimatverdrängtes Landvolk e.V, 

— Ostdeutscher Kulturrat, 

— Deutsche Jugend in Europa - DJO -, 

— Zusammenarbeit mit Osteuropa e.V. - ZMO -, 

— Evangehsche Kirche in Deutschland, 

— Deutsche Katholische Bischofskonferenz, 

— Deutscher Städtetag, 

— Deutscher Landkreistag, 

— Deutscher Städte- und Gemeindebund, 

— Diakonisches Werk der Evang. Kirche in Deutschland, 

— Deutscher Caritasverband, 

— Arbeiterwohlfahrt, 

— Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband, 

— Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland, 

— Deutsches Rotes Kreuz, 

— Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge, 

— Bundesarbeitsgemeinschaft Jugendsozialarbeit, 
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— Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, 

— Deutsche Angestelltengewerkschaft, 

— Deutscher Gewerkschaftsbund. 


5. Worin besteht nach Meinung der Bundesregierung die Zielsetzung 
und die Aufgabe des Beirats? 


Der Beirat hat die gesetzhche Aufgabe, die Bundesregierung sach- 
verständig in Vertriebenen-, Flüchtüngs- und Spätaussiedlerfragen 
zu beraten. Er soll zu allgemeinen Regelungen und Maßnahmen 
gehört werden. 


6. Wie häufig trifft sich der Beirat? 

Die Sitzungen des Beirats finden nach Bedarf, in der Regel einmal 
jährlich, statt. 


7. Welche verfassungsschutzrelevanten Erkenntnisse hegen der Bun- 
desregierung über die „Gesellschaft für freie Pubüzistik" (GfP) vor? 


Auf die Ausführungen in den Verfassungsschutzberichten wird 
verwiesen, vgl. zuletzt Pressefassung des Berichts für das Jahr 
1996, S. 138f. 


8. Welche weiteren Personen haben nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung im Rahmen der oben genannten Veranstaltung der GfP noch 
referiert? 


Es ist nicht bekannt, ob es sich bei dem fraglichen Treffen um eine 
Vereinsveranstaltung der GfP gehandelt hat. Die in der Report- 
Sendung vom 17. März 1997 wiedergegebene Einschätzung 
stammt von der Verfassungsschutzbehörde des Landes Nordrhein- 
Westfalen. Es fällt nicht in den Verantwortungsbereich der Bun- 
desregierung, die Äußerung einer Landesbehörde zu bewerten. 


9. Haben in der Vergangenheit bereits andere Vertriebenenfunktionäre 
im Rahmen von Veranstaltungen der GfP referiert? 

— Wenn ja, um welche Personen handelt es sich? 

— Welche Landsmannschaften oder Landesverbände haben diese 
Personen repräsentiert, bzw. welche Funktionen hatten sie inner- 
halb des BdV? 


Hierzu liegen Erkenntnisse nicht vor. 
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